
04 MEINUNG Mittwoch, 2. Dezember 2020 Kölner Stadt-Anzeiger

Herr Grünewald, die Bundesre-
gierung animiert junge Leute in
Video-Spots, sie sollten in der
Corona-Krise „zu Helden wer-
den“:durchNichtstun,durchzu
Hause bleiben. Viele finden die
kleinen Filme gut. Sie auch?
Zunächst einmal hat die Botschaft
etwas Entlastendes. Jugendliche
heute haben sehr hohe Ansprüche
an sich. In einer Welt, die schon so
vieles bereitstellt, wachsen ihre
Wunschträume ins Unermessli-
che: einen Haufen Geld verdienen
wie die Geissens, erfolgreiche
Start-ups gründen, zu Youtube-
Stars werden. Das führt zu einem ungeheuren
Leistungs- und Performance-Druck. Dem steht
eine geheime Sehnsucht nach zweckfreiem
Chillen gegenüber.

Dafür liefern die Corona-Videos ja die per-
fekte Begründung: „Plötzlich war ich ein
Held, ein Idol, ein Musterbürger“, erzählt
zum Beispiel der„faule Tobi“ als Rentner im
Rückblick auf den Corona-Winter 2020.
„WirwarenfaulwiedieWaschbären“,rühmt
sich ein anderer.
Das ist eine durchaus geistreiche, augenzwin-
kerndeUmkehrdesHelden-Gedankens.VorCo-
rona waren die jungen Leute Getriebene. Jetzt
heißt es: „Macht mal halblang! Das ist jetzt ge-
nau das Richtige.“ Allerdings missachten die
Spots völlig die seelische Leistung, die zur Be-
wältigung des Lockdowns notwendig ist.

Welche Leistung?
Den ersten Lockdown haben die Menschen
überstanden, indem sie eher dem Slogan eines
Baumarktes gefolgt sind:„Es gibt immer was zu
tun.“DuwirstzumHelden,wennduAlltagspro-
jekte meisterst: mit Aufräumen, putzen oder
puzzeln, Akten ordnen, wandern. Das ist viel
näherdrananderWirklichkeitalsdieBotschaft:
Heldentum heißt Nichtstun.

Warum lebensnäher?
Weil die elementarste Erfahrung mit Corona ei-
ne Ohnmachtserfahrung ist. Wer unversehens
einer unsichtbaren viralen Bedrohung ausge-
setzt ist, gegen die es keine rechte Handhabe
gibt, will Handlungsfähigkeit demonstrieren.

Aber es gibt ja eine Handhabe:
Kontaktbeschränkungen, Ab-
standsregeln – alles, worauf die
Videosanspielen.Unddasheißt
doch gerade auch und gerade
für Jugendliche: Auf euch
kommt es jetzt an!
Dasstimmt.Aberesisteineandere
Tonalität im Umgang mit der jun-
gen Generation. Vor Corona wur-
den Idole wie Greta Thunberg oder
der Youtuber Rezo allerorten ho-
fiert. Jetzt richten sich die Blicke
hoffnungsvoll auf die Söders und
Drostens. Jugendliche dagegen
gelten unterschwellig allesamt als

potenzielle Regelverletzer, Partygänger, Su-
perspreader.

SiestehenalsogeradenichtaufdemHelden-
podest, sondern unter Generalverdacht?
Was junge Leute unter Corona-Bedingungen
erleben, ist eine komplette Umwertung ihres
bisherigen Lebens. Jung sein bedeutet, reisen,
sich sexuell erproben, neue Leute kennenler-
nen, das Bad in der Menge suchen, in der Disco
oder im Stadion steil gehen. Jetzt werden sie
weitgehend stillgelegt und in eine Art Winter-
schlaf versetzt. Am Beginn der ersten Corona-
Welle habe ich den Lockdown einmal mit einem
kollektiven Vorruhestand verglichen.

Siewollensagen:ÄltereSemesterhaltendas
dementsprechend leichter aus?
Bei den Jüngeren erzeugt das Stillgelegtsein,
das die Spots idealisieren, in der Realität eine
immense Unruhe bis hin zur Wut, dass man
nichts auf die Kette bringt. Nichtstun ist des-
halb, psychologisch gesehen, in einer Krisensi-
tuation genau die falsche Empfehlung. Nicht
von ungefähr haben die Spots zu immensen Ak-
tivitäten geführt– mit einer Reihe sehr lustiger
Verballhornungen.

Eine paradoxe Reaktion.
Und dabei infektionssicher.
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„Besondere Helden“ im Corona-Winter 2020 – Ausschnitt aus einem Video der Bundesregierung

D
ass Sondie-
rungsgesprä-
che zwischen

Parteien einigerma-
ßen unfallfrei zu En-
de gebracht wurden,
ist noch keine Sensa-
tion. Doch schon die
allererste Einigung
zwischen dem grünen Wahlsie-
ger, der leicht gerupften CDU
und den Newcomern von Volt
lässt ahnen oder zumindest hof-
fen, dass künftig im Kölner
Stadtrat deutlich mehr passie-
ren wird als eine simple Neuauf-
lage des bisherigen schwarz-
grünen Bündnisses.

Zwar folgen auf die zweiein-
halbmonatigen Sondierungen
jetzt erst einmal die formellen
Bündnisverhandlungen – Dauer
ungewiss, vor März sollte man
aber nicht mit einem Abschluss

rechnen. Jenseits dieser partei-
politischen Rituale aber ist
schon jetzt das Ringen um einen
Neustart in der Stadtpolitik
spürbar. Das liegt zum einen am
Personal. Vor allem die Grünen
habensichdeutlichverjüngtund
neu aufgestellt – bis hin zur
Fraktionsspitze. Den Ergebnis-
sen der Sondierungen ist jeden-

falls eine echte Ge-
staltungsfreude an-
zumerken, eine Lust
an der Umsetzung der
eigenen Kernthemen.
Beides war den Grü-
nen in den letzten
Jahren etwas abhan-
den gekommen.

Und auch die CDU hat sich
deutlichbewegt.Zuakzeptieren,
dass man nur noch der kleinere
Partner im Bündnis ist, hat eine
Weile gedauert. Doch Parteichef
Bernd Petelkau, der die Union
auf dem Weg zu einer flexiblen
Großstadtpartei ein ganzes
Stück vorangebracht hat, zeigt
sich vor allem bei den grünen
Verkehrsprojekten kompro-
missbereit – durchaus im Wis-
sen, dass dabei längst nicht alle
Stammwähler mitgehen. Und
Volt? Noch ist nicht abzusehen,
welchen Anteil die Neu-Politi-
ker an den Sondierungsbe-
schlüssen hatten. Dass die vier-
köpfige Fraktion, deren Themen
grundsätzlich Grünen-nah sind,
für eine sichere Mehrheit des
neuen Bündnisses sorgt, ist si-
cher kein Schaden.

Natürlich wird manches, was
nun vereinbart wurde, Utopie
bleiben. Natürlich fehlen wich-
tige Themen, über die real exis-
tierendeWirtschaftinKöln,über
die Chemie oder die Autoindus-
trie wird kein Wort verloren.
Dennoch: Nachdem die letzten
fünf Jahre weitgehend repariert
wurde, soll nun gestaltet wer-
den. Das sind gute Nachrichten.

” Manches, was
vereinbart wurde,
wird Utopie bleiben

K
lar braucht es
den öffentlich-
rechtlichen

Rundfunk in
Deutschland. Die
Sender haben einen
Informationsauftrag,
dem sie in der Regel
ausführlich und qua-
litativ hochwertig nachkom-
men. ARD, ZDF und Co. sind
staatlich finanziert über das Sys-
tem der Rundfunkgebühren. Sie
sind aber kein Staatsfernsehen,
wie Gegner des Gebührensys-
tems gelegentlich behaupten.

Die Einsicht, dass es einen
staatlich finanzierten Rundfunk
geben sollte, kann aber keine Li-
zenz dafür sein, dass sich die Öf-
fentlich-Rechtlichen auf allen
Gebietenundaufeinerwachsen-
den Zahl an Kanälen engagieren.
Wie viel Sinn macht das kost-
spielige Gefeilsche um Fußball-
Übertragungsrechte, wenn die
Fans ohnehin einen Sportsender
abonnieren? Müssen zur Prime-
time auf drei öffentlich-rechtli-
chen Sendern gleichzeitig Kri-
mis laufen, wenn der Trend oh-
nehin zum Abo eines Streaming-
dienstes geht? Nein, das muss
nicht sein.

Insbesondere in Zeiten, da
Parteien und Ministerien eigene
Newsrooms einrichten, bedarf
es einer breiten und vielfältigen
Einordnung des politischen Ge-
schehens mit unverstelltem
Blick–durchZeitungen,Online-

portale und Rund-
funksender. Gegen
Sport- und Unterhal-
tungsangebote der
Öffentlich-Rechtli-
chen in einem über-
schaubaren Rahmen
ist nichts einzuwen-
den. Dann blieben die

Kosten, die über Gebühren von
allen Haushalten verlangt wer-
den, im Rahmen.

DieseDebatteumdenAuftrag
der Öffentlich-Rechtlichen
muss dringend geführt werden.
Leider ist die Atmosphäre dafür
im Moment vergiftet. Die AfD
hat die Sachfrage zur ideologi-
schen Auseinandersetzung ge-
macht. Und die verantwortli-
chen Politiker in Bund und Län-
dern haben es bisher versäumt,
sich zugleich klar für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk aus-
zusprechen und die notwendige
Reform im System einzuleiten.
Dieses Versäumnis bietet den
Angriffspunkt für die Rechtspo-
pulisten.

SolltedieCDUinSachsen-An-
halt nun gemeinsam mit der AfD
dafür sorgen, dass die aktuelle
Erhöhung der Rundfunkgebüh-
ren nicht durchkommt, wäre das
ein politischer Sündenfall.
Knapp zehn Monate vor der
nächsten Bundestagswahl ge-
meinsame Sache mit der radika-
lisierten AfD zu machen würde
der CDU auch auf Bundesebene
erheblichen Schaden zufügen.
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A
ls Präsident Emmanuel
Macron der Nato vor ei-
nem Jahr den „Hirntod“

attestierte, war das Entsetzen
groß. Die Kritik des Franzosen
am Verteidigungsbündnis sei
überzogen und diene der Selbst-
profilierung, hieß es in zahlrei-
chen europäischen Hauptstäd-
ten. Doch der lauten Empörung
über Macron war auch leise Zu-
stimmung zu dessen Analyse
beigemischt. Zu Recht. Der be-
klagenswerte Zustand der Alli-
anz ist unübersehbar.

Mit Griechenland und der
Türkei traktieren zwei soge-
nannte Nato-Partner einander
mit kriegerischen Drohungen.
US-Präsident Trump ruft zum
hastigen Abzug aus Afghanistan
auf– wohlwissend, dass Tausen-
de Soldaten anderer Nato-Na-
tionenaufdenSchutzvordener-
starkenden Taliban und dem IS
angewiesen sind. Im Ukraine-
Konflikt zeigt die Allianz zwar
Ausdauer, kann Russland aber
nicht von weiterer Aufrüstung
abbringen. Und neuen Gefahren
hybriderKriegsführungstehtdie
in Teilen noch immer der Logik
des Kalten Krieges verhaftete
Nato mitunter ratlos gegenüber.

Ein Reformplan ist daher
überfällig. Gut, dass die vom frü-
heren Verteidigungsminister
Thomas de Maizière mitgeführ-
te „Reflexionsgruppe“ nun Vor-
schläge hierzu vorgelegt hat. Sie
spiegeln die aktuelle Bedro-
hungslage in einer Welt wider, in
der der alte Westen in zuneh-
mend aggressiver Weise von
Russland, aber auch von China
herausgefordert wird.

Doch der Fokus auf die Gefah-
ren von außen darf nicht den
Blick auf die Bedrohung im In-
nern verstellen. Kein äußerer
Aggressor kann die Nato so sehr
schwächen wie innerer Zwist.
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Held werden durch Nichtstun
Warum ein Baumarkt das Lebensgefühl der jungen Generation

besser trifft als die Corona-Videos der Bundesregierung
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